
 

GEMEINDE ELBINGERODE   Hattorf am Harz, 02.12.2024 
 
 

E i n l a d u n g  
 

zur öffentlichen Sitzung 
 des Rates der Gemeinde Elbingerode 

 
am Montag, 16. Dezember 2024, 20:00 Uhr, 
in Elbingerode, Sporthalle/Gymnastikraum  

 
 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
 

 
Punkt  1 

 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 
sowie der Beschlussfähigkeit 
 

 
Punkt  2 

 
Feststellung der Tagesordnung 
 

 
Punkt  3 

 
Genehmigung der Protokolle vom 18.12.2023 und 27.05.2024 
 

 
Punkt  4 

 
Erlass einer Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern in der 
Gemeinde Elbingerode - Hebesatzsatzung - 
7/2024 
 

 
Punkt  5 

 
Haushaltssatzung 2025 
6/2024 
 

 
Punkt  6 

 
Berichte des Bürgermeisters und des Gemeindedirektors 
 

 
Punkt  7 

 
Anfragen und Mitteilungen 
 

 
Punkt  8 

 
Einwohnerfragestunde 
 

 
Punkt  9 

 
Schließung der Sitzung 
 

 
 
 
 
Der Bürgermeister 
gez. Otto 



GEMEINDE ELBINGERODE Hattorf am Harz, 27.11.2024 
Der Gemeindedirektor 

 
 

 
Az.:   

  
Vorlage Nr.: 

 
7/2024 

 

 

 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
 
  Für persönliche Vermerke 

Zu den Sitzungen: TOP Ja Nein Enth. 

Elbingerode: 
Verwaltungsausschuss 

    

Rat der Gemeinde Elbingerode     
 

 

X öffentlich 
 nichtöffentlich 

 
 
 
Erlass einer Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern in der Gemeinde Elbin-
gerode - Hebesatzsatzung - 
 
Anlagen: - 1 - 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Gesamtkosten der 
Maßnahmen 

jährliche Folgekosten Eigenanteil erwartete Einnahmen (Zu-
schüsse, Beiträge o.ä.) 

0,00 0,00 
keine 

0,00 0,00 
  

 

Mittel stehen 
zur Verfügung 
  Ja       Nein 

Veranschla-
gung im Haus-
haltsjahr 

Teil des Haus-
haltsplanes 

Veranschlagung 
im IP des Jah-
res/der Jahre 

in Höhe von Produktkonto 

X  2024     

 
 

Beschlussvorschlag: 
 
 
Der Rat der Gemeinde Elbingerode beschließt den Erlass einer Satzung über die Festsetzung der He-
besätze für die Realsteuern in der Gemeinde Elbingerode - Hebesatzsatzung - in der dieser Vorlage als 
Anlage beigefügten Fassung.  
 
 
 



Erläuterung: 
 
Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 (1 BvL 11/14, 1 BvL 12/14, 1 BvL 
1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12) wurde die Einheitsbewertung von Grundstücken für Zwecke der 
Grundsteuer für verfassungswidrig erklärt. Der Gesetzgeber erhielt eine Frist zur gesetzlichen Neure-
gelung bis zum 31. Dezember 2019. Nach Verkündung der Neuregelung dürfen die bisherigen Rege-
lungen längstens bis zum 31.12.2024 angewandt werden. Durch das Grundsteuerreformgesetz werden 
nun die auf der Basis der Einheitswerte ergangenen Grundsteuerbescheide mit Ablauf des Jahres 2024 
kraft Gesetzes aufgehoben (§ 266 Absatz 4 Bewertungsgesetz). Der kommunale Satzungsgeber muss 
die ab 2025 geltenden Hebesätze aktiv neu festlegen. In der Gesetzesbegründung zum Grundsteuer-
reformgesetz hat der Bundesgesetzgeber an die Gemeinden appelliert, „die aus der Neubewertung 
des Grundbesitzes resultierenden Belastungsverschiebungen durch eine gegebenenfalls erforderliche 
Anpassung des Hebesatzes auszugleichen, um ein konstantes Grundsteueraufkommen zu sichern.“ 
 
Bund, Länder und Kommunen sind sich einig, dass sich allein aus der Umstellung der Steuer auf ein 
neues Verfahren kein höheres Steueraufkommen, also keine Steuererhöhung insgesamt, ergeben soll. 
Um für die notwendige Transparenz zu sorgen, verpflichtet der niedersächsische Gesetzgeber jede 
Kommune dazu, einen aufkommensneutralen Hebesatz auszuweisen. Wie in jedem anderen Jahr aber 
auch, kann die individuelle Haushaltssituation einer Stadt oder einer Gemeinde unabhängig von der 
Verfahrensumstellung durchaus eine Anhebung der Hebesätze erfordern. Dies ist auch zulässig und im 
niedersächsischen Landesrecht klargestellt. 
 
Die gesetzliche Pflicht zur Ausweisung des aufkommensneutralen Hebesatzes nach § 7 NGrStG be-
schränkt sich allein auf die Grundsteuer B. Insofern ist die Gemeinde im Umgang mit der Grundsteuer 
A relativ frei. Es spricht jedoch nichts dagegen, hier freiwillig eine ähnliche Vorgehensweise zu betrei-
ben, zumal sich durch die Grundsteuerreform auch eine Änderung im Bewertungsrecht für den Bereich 
der Land- und Forstwirtschaft ergibt. Die zu Wohnzwecken genutzten Gebäude und Gebäudeteile der 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe unterliegen ab 2025 aus bewertungsrechtlichen Gründen der 
Grundsteuer B. Bis einschließlich 2024 waren sie als Teil des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft mit 
Grundsteuer A zu besteuern. 
 
In jedem Fall ist aber klar, dass mit der Grundsteuerreform keine Belastungsneutralität für die einzel-
nen Bürgerinnen und Bürger einhergehen kann, in dem Sinne, dass so viel gezahlt wird wie bisher. 
Denn das alte System mit den daraus resultierenden jeweiligen Beträgen wurde ja gerade vom BVerfG 
als verfassungswidrig angesehen. Die Höhe der Steuer, die individuell gezahlt wird, wird sich demnach 
in den meisten Fällen verändern. Einige Bürgerinnen und Bürger werden mehr bezahlen und andere 
weniger als vorher. Die durch die Grundsteuerreform festgestellten neuen Werte sind nicht mit den 
bisherigen Einheitswerten vergleichbar, da die neuen Beträge nach einem wertunabhängigen Verfah-
ren ermittelt wurden und anders als zuvor keinen Verkehrswert oder vergleichbaren Wert darstellen. 
  
Mit dem Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts vom 26. November 2019 (Grund-
steuerreformgesetz, BGBl I S. 1794) hat der Bundesgesetzgeber die vom Bundesverfassungsgericht ge-
forderte Neuregelung geschaffen. Die Länder können gemäß Artikel 105 Absatz 2 des Grundgesetzes 
i.V.m. Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nr. 7, Artikel 125b Absatz 3 des Grundgesetzes hiervon abweichende 
Regelungen treffen (Länderöffnungsklausel). 
 
Das Land Niedersachsen hat sich hinsichtlich der Bewertung des Grundvermögens für das Flächen-
Lage-Modell entschieden (siehe Niedersächsisches Grundsteuergesetz (NGrStG)). Grundlage sind die 
Flächen des Grund und Bodens und des Gebäudes multipliziert mit einer Äquivalenzzahl (bestimmter 
Zahlenwert je qm Boden und Gebäudefläche) und einem sogenannten Lage-Faktor (Zu- oder Abschlag 



für die Lage des Grundstücks) für das jeweilige Grundstück. Für das land- und forstwirtschaftliche Ver-
mögen gelten hingegen die auf Bundesebene beschlossenen Vorschriften gem. § 232 ff. des Bewer-
tungsgesetzes (BewG). 
 
 
Es wird vorgeschlagen, die Aufkommensneutralität an der bisherigen Summe der beiden Grundsteuern 
A und B auszurichten und beide Hebesätze der Grundsteuer A und B in der Gemeinde Elbingerode auf 
267 v.H. neu festzusetzen, um die durch das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 10. April 2018 
erforderlich gewordene Grundsteuerreform umzusetzen. 
 
Eine Erhöhung des Grundsteueraufkommens von bisher rund 69.300,00 Euro ist damit nicht verbun-
den (Aufkommensneutralität). Die Gemeinde Elbingerode möchte dem Ziel der Aufkommensneutrali-
tät grundsätzlich entsprechen um damit ein konstantes Grundsteueraufkommen zu realisieren. 
 
Es wird außerdem der Erlass einer separaten Hebesatzsatzung für die Realsteuern empfohlen. Sofern 
die Festsetzung der Hebesätze wie bisher in der Haushaltssatzung erfolgen würde, wäre eine mögliche 
Änderung der Hebesätze nur über eine Nachtragshaushaltssatzung möglich (vgl. § 115 NKomVG). Für 
die Nachtragshaushaltssatzung würden die analogen Vorschriften zur Haushaltssatzung gelten, d.h. die 
entsprechenden Verfahrensvorschriften sind anzuwenden (z.B. die Vorlage bei der Kommunalauf-
sicht). Eine separate Hebesatzsatzung hat dagegen den Vorteil, dass eine Änderung der Hebesätze im 
Rahmen einer verfahrenseinfacheren Nachtragssatzung zur Hebesatzsatzung durch Ratsbeschluss und 
anschließende Veröffentlichung im Amtsblatt erfolgen kann. 
 
Gem. § 25 Abs. 3 GrStG ist der 30.06.2025 der letzte Zeitpunkt für den Beschluss über die Änderung 
des Hebesatzes, sofern er die Höhe der letzten Festsetzung überschreitet. Absenkungen können auch 
nach diesem Zeitpunkt vorgenommen werden. 
 
Außerdem ist durch den rechtzeitigen Erlass einer separaten Hebesatzsatzung für die Realsteuern die 
Sollstellung der Forderungen und Versendung der Bescheide über Grundbesitzabgaben vor der ersten 
gesetzlichen Quartalsfälligkeit am 15.02.2025 möglich, denn Abgabenpflichtige, die einen Dauerauf-
trag eingerichtet haben, würden ohne neuen Bescheid zur Fälligkeit den „alten“ Betrag überweisen. 
Die entstandene Differenz zwischen Zahlung und späterer tatsächlichen Festsetzung müsste dann kas-
senseitig aufwendig erstattet, angemahnt oder umgebucht werden. Darüber hinaus darf für jede wirt-
schaftliche Einheit die Grundsteuer in 2025 erst festgesetzt werden, wenn ein neuer Grundsteuer-
messbescheid des Finanzamtes erstellt wurde. Eine vorläufige Festsetzung der Grundsteuer auf Basis 
des aktuell bis zum 31.12.2024 geltenden Grundsteuermessbetrages ist ausgeschlossen. Um die 
Grundsteuerbescheide wie gewohnt versenden zu können, muss zu diesem Zeitpunkt ein Grundsteu-
erhebesatz festgesetzt sein. 
 
Für die Berechnung des „aufkommensneutralen Hebesatz“ für die Grundsteuer B ist das Grundsteuer-
aufkommen der Gemeinde, das aus den Grundsteuermessbeträgen nach den für die Grundsteuer ab 
dem Kalenderjahr 2025 geltenden Regelungen zu erwarten ist, dem Grundsteueraufkommen gegen-
überzustellen, das im Haushaltsplan der Gemeinde für das Kalenderjahr 2024 veranschlagt worden ist. 
Dieser „aufkommensneutrale Hebesatz“ für die Grundsteuer B ist nach § 7 NGrStG in geeigneter Art 
und Weise zu veröffentlichen. Nach der Beschlussfassung wird diesbezüglich eine entsprechende Ver-
öffentlichung im Amtsblatt erfolgen und damit wird dann dieser Vorgabe entsprochen. 
 
 
 
 
gez. Kaiser 
 



Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern in der 

 Gemeinde Elbingerode 

(Hebesatzsatzung) 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 08.02.2024 (Nds. GVBI. 2024 Nr. 9), der §§ 1 und 2 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), der §§ 1 und 25 des 
Grundsteuergesetzes (GrStG) in der Fassunq vom 07.08.1973 (BGBI. 1973 I S. 965), zuletzt 
geändert durch Art. 34 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBI. 2024 I Nr. 323), des 
Niedersächsischen Grundsteuergesetzes (NGrStG) vom 7. Juli 2021 (Nds. GVBl. S. 502), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Mai 2022 (Nds. GVBl. S. 304), der §§ 1 und 16 
des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung vom 15.10.2002 (BGBI. I S. 4167), zuletzt 
geändert durch Art. 19 des Gesetzes vom 27.03.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) sowie des § 1 des 
Gesetzes zur Übertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die 
hebeberechtigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) vom 22.12.1981 (Nds. GVBl. S. 
423) hat der Rat der Gemeinde Elbingerode in seiner Sitzung am XX.XX.2024 folgende Satzung 
beschlossen: 

§ 1 

Hebesätze 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Gebiet der Gemeinde 
Elbingerode wie folgt festgesetzt: 

    Grundsteuer: 

a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A): 267 v. H. 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B):    267 v. H. 

2.    Gewerbesteuer: 405 v. H. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 

Elbingerode, den XX.XX.2024 

 

Gemeinde Elbingerode 

 

gez. Kaiser 

(Kaiser) 

Gemeindedirektor 



GEMEINDE ELBINGERODE Hattorf am Harz, 11.11.2024 
Der Gemeindedirektor 

 
 

 
Az.:   

  
Vorlage Nr.: 

 
6/2024 

 

 

 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
 
  Für persönliche Vermerke 

Zu den Sitzungen: TOP Ja Nein Enth. 

Elbingerode: 
Ausschuss für Dorfentwicklung, Bau und Finanzen 

    

Elbingerode: 
Verwaltungsausschuss 

    

Rat der Gemeinde Elbingerode     
 

 

X öffentlich 
 nichtöffentlich 

 
 
 
Haushaltssatzung 2025 
 
Anlagen: - 2 - 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Gesamtkosten der 
Maßnahmen 

jährliche Folgekosten Eigenanteil erwartete Einnahmen (Zu-
schüsse, Beiträge o.ä.) 

0,00 0,00 
keine 

0,00 0,00 
  

 

Mittel stehen 
zur Verfügung 
  Ja       Nein 

Veranschla-
gung im Haus-
haltsjahr 

Teil des Haus-
haltsplanes 

Veranschlagung 
im IP des Jah-
res/der Jahre 

in Höhe von Produktkonto 

X  2024     

 

Beschlussvorschlag: 
 
 
1. Die beigefügte Haushaltssatzung der Gemeinde Elbingerode für das Haushaltsjahr 2025 wird ein-

schließlich der integrierten mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 2026 bis 2028, dem Inves-

titionsprogramm sowie der weiteren gesetzlichen Anlagen beschlossen. 

 

2. Ein Haushaltssicherungskonzept wird gem. § 182 Abs. 5 i.V.m. Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 NKomVG nicht 

aufgestellt. 



Erläuterung: 
 
Nach § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) hat jede Gemeinde für jedes 

Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu erlassen.  

 

Auf die Erläuterungen im Vorbericht wird verwiesen. Dort sind alle für die Beratung erforderlichen 

bedeutenden Angaben soweit wie möglich enthalten, so dass es keiner zusätzlichen Erläuterung in 

dieser Vorlage bedarf.  

 

So wie im Vorjahr ist auch für 2025 der Haushaltsplanaufbau an die Organisationsstruktur der Samt-

gemeindeverwaltung angepasst. Aufgrund eines Hinweises des Rechnungsprüfungsamtes im Rahmen 

der Jahresabschlussprüfung erfolgte mit der Haushaltplanung 2023 eine Umstellung der Zuordnung 

der Konten für Bewirtschaftung und Unterhaltung direkt bei den betroffenen Produkten. Diese Vorge-

hensweise wird auch in der Haushaltsplanung 2025 fortgeführt. 

 

Aufgrund verschiedener Hinweise aus den Gremien wurden dem Haushaltsplan 2022 erstmalig die 

Produktkontenübersichten für eine einfachere Beratung beigefügt. Dies ist auch für 2025 der Fall. Da-

mit entspricht der Haushaltsaufbau in Teilen nicht den bisherigen vorgeschriebenen Haushalten, ver-

einfacht jedoch die politische Beratung. Nach Beschlussfassung erfolgt die Erstellung eines entspre-

chenden und gesetzlich vorgegebenen Haushaltsplanes.  

 

Investitionen sind im Haushaltsplan 2025 nicht veranschlagt. Dennoch ist eine Kreditermächtigung in 

Höhe von 700.000,00 € veranschlagt. Denn zusätzlich zum dargestellten jährlichen Kreditbedarf ist si-

cherzustellen, dass die vortragsfähigen Haushaltsausgabereste (HAR) für Investitionstätigkeit finan-

ziert werden können. Dabei sind folgende haushaltsrechtliche Regelungen zu beachten: 

 

Gem. § 20 Abs. 2 KomHKVO bleiben die Ermächtigungen für Auszahlungen für eine Investition oder 

Investitionsförderungsmaßnahme bis zur Abwicklung der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar. 

Das bedeutet, dass die Ermächtigungen ohne zeitliche Beschränkung als HAR vorgetragen werden kön-

nen. 

 

Im Gegensatz dazu gelten die einmal genehmigten Kreditermächtigungen entsprechend § 120 Abs. 3 

KomHKVO jedoch nur bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und darüber hinaus bis 

zum Wirksamwerden der Haushaltssatzung für das übernächste Haushaltsjahr. Danach verfallen sie. 

Aus diesen unterschiedlichen Geltungsbestimmungen entstehen erhebliche Finanzierungsprobleme, 

wenn sich der Beginn oder die Endabrechnung einer Maßnahme über die Wirksamkeit der Krediter-

mächtigung hinaus erstreckt. Es muss sichergestellt sein, dass für die unbefristete Übertragbarkeit von 

HAR für begonnene Investitionen auch entsprechende Kreditermächtigungen erhalten bleiben. Dieser 

gesetzliche Widerspruch kann in Abstimmung mit der Kommunalaufsicht im Jahr 2025 nur dadurch 

gelöst werden, dass die Wirksamkeit der Kreditermächtigen aus Vorjahren durch eine erneute Auf-

nahme in § 2 der Haushaltssatzung nochmals genehmigt wird. Damit können die zu übertragenden 

Haushaltsreste durch eine spätere Kreditaufnahme finanziert werden. 

 

Diese neuerliche Kreditermächtigung muss sich an der voraussichtlichen Höhe der HAR (Auszahlungen 

aus Investitionstätigkeit) abzüglich der noch erwarteten HER (Einzahlungen für Investitionstätigkeit) 



orientieren. Die HAR werden voraussichtlich im Jahr 2025 kassenwirksam. Bei den zwei noch umzuset-

zenden Maßnahmen handelt es sich um den Anbau des Gymnastikraumes an die Sporthalle 

(200.000,00 €) und die Baumaßnahme Unterdorf – Neuaufbau Uferbefestigung (500.000,00 €). 

 

Die Planungen der Ergebnishaushalte 2023 und 2024 waren bereits geprägt von den Folgen des Ukra-

ine-Krieges und der sich daraus ergebenen Flüchtlingssituation, der Energie- und Wirtschaftskrise und 

der stark angestiegenen Inflation. Die Auswirkungen dieser Entwicklungen werden sich auch in 2025 

und den fortfolgenden Jahren deutlich in der gemeindlichen Finanzsituation widerspiegeln.  

 

Mit Schreiben vom 17.10.2024 hat die Nds. Innenministerium mitgeteilt, dass die Vertretung gemäß 

§ 182 Abs. 5 i. V. m Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 NKomVG auch nach dem 30.06.2024 noch beschließen kann, 

dass für die Haushaltsjahre 2024 bis 2026 kein Haushaltssicherungskonzept nach § 110 Abs. 8 NKomVG 

aufgestellt wird, soweit wegen der Folgen des Krieges in der Ukraine der Haushaltsausgleich nicht er-

reicht, eine Überschuldung nicht abgebaut oder eine drohende Überschuldung nicht abgewendet wer-

den kann. Es ist vorgesehen, dass die Gemeinde Elbingerode von dieser Möglichkeit Gebrauch macht. 

 

Die Fortführung der Planwerte für die Jahre 2026 bis 2028 zeigt zunächst, dass zukünftig ein Haushalt-

sausgleich aus eigener Kraft nicht möglich sein wird. Dies ist auch unter Berücksichtigung der ange-

wandten positiven Orientierungsdaten zu sehen. Hier bedarf es der Anstrengung in den politischen 

Gremien, um mittelfristig tatsächlich den Haushaltsausgleich darstellen zu können. Dies wird aber auch 

davon abhängig sein, wie sich die wirtschaftliche Situation unter Berücksichtigung der aktuellen Kri-

sensituationen insgesamt entwickeln wird. 

 

Im Rahmen der Grundsteuerreform ist vorgesehen, durch einen rechnerisch ermittelten neuen Hebe-

satz eine gegenüber dem Vorjahr aufkommensneutrale Festsetzung der Grundsteuern zu erzielen. 

Statt in der Haushaltssatzung 2025 werden die Hebesätze für die Realsteuern in einer gesonderten 

Hebesatzsatzung 2025 festgesetzt. Die Grundsteuer A und B wurde entsprechend der Haushaltsan-

sätze des Vorjahres 2024 veranschlagt. 

 

 
 
 
gez. Kaiser 
 



   

Haushaltssatzung der Gemeinde Elbingerode 
für das Haushaltsjahr 2025 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 

Gemeinde Elbingerode in der Sitzung am xx.xx.2024 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan wird für das Haushaltsjahr                     2025 

                       

      1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag   

 1.1 der ordentlichen Erträge auf                                                                                         504.300,00 € 

 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 541.500,00 € 

 1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 € 

 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 € 

   

      2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 406.300,00 € 

 2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 477.600,00 € 

   

 2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0,00 € 

 2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 0,00 € 

   

 2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 700.000,00 € 

 2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 25.300,00 € 

 

festgesetzt. 

 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 700.000,00 € festgesetzt.   

 

 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.    

 

 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2025 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 67.700,00 € festgesetzt. 

           

 

Hattorf am Harz, den xx.xx.2024 

 

Daniel Kaiser 

Gemeindedirektor 
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